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I ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§1
Firma, Sitz und Geschaftsjahr

Die Firma der Gesellschaft lautet
INTILION Aktiengesellschaft.
Der Sitz der Gesellschaft ist Paderborn.

Das Geschaftsjahr beginnt am 1. April eines jeden Jahres und endet am 31. Marz des
darauf folgenden Jahres.

§2

Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung, Produktion, Betrieb, Vermietung
und der Vertrieb von Energiespeichersystemen und —lésungen, einschlieRlich der Er-
bringung aller damit im Zusammenhang stehender Dienstleistungen, die Bereitstellung,
Aufarbeitung und Auswertung von Daten und die Uberlassung von Software-Lésungen
sowie die Bereitstellung und Vermietung von Raumlichkeiten und Infrastruktur.

Die Gesellschaft ist zu allen Handlungen und MalRnahmen berechtigt, die geeignet er-
scheinen, dem Gegenstand des Unternehmens zu dienen.

Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmen aller Art zu griinden, zu erwerben oder sich
an ihnen zu beteiligen sowie Unternehmensvertrage abzuschlieRen. Insbesondere ist
die Gesellschaft berechtigt, den Unternehmensgegenstand selbst oder durch Tochter-
oder Beteiligungsunternehmen zu verwirklichen. Die Gesellschaft kann Unternehmen
unter einheitlicher Leitung zusammenfassen oder sich auf die Verwaltung von Beteili-
gungen beschranken.

Il GRUNDKAPITAL UND AKTIEN

§3
Hohe und Einteilung des Grundkapitals

Das Grundkapital der Gesellschaft betragt € 7.000.000,00 (in Worten: Euro sieben Milli-
onen). Es ist eingeteilt in 7.000.000 (in Worten: sieben Millionen) auf den Namen lau-
tende Stuckaktien. Die Aktionare haben der Gesellschaft zur Eintragung ins Aktienregis-
ter die gesetzlich vorgeschriebenen Angaben mitzuteilen.

Die Form und den Inhalt von Aktienurkunden, etwaigen Gewinnanteils- und Erneue-
rungsscheinen bestimmt der Vorstand. Die Gesellschaft kann einzelne Aktien in Aktien-
urkunden zusammenfassen, die eine Mehrzahl von Aktien verbriefen (Globalurkunden).
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Ein Anspruch der Aktionare auf Verbriefung ihrer jeweiligen Aktien und Gewinnanteile
ist ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zuldssig und eine Verbriefung nicht nach den
Regeln einer Borse erforderlich ist, an der die Aktien zugelassen sind.

Der Vorstand ist ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Grundkapital der
Gesellschaft bis zum 27. Marz 2028 (einschlie3lich) durch Ausgabe von bis zu 3.500.000
neuer auf den Namen lautender Stlickaktien gegen Bareinlagen und/oder gegen Sach-
einlagen einmalig oder mehrmals, insgesamt jedoch héchstens um € 3.500.000,00 (in
Worten: Euro drei Millionen finfhundert tausend), zu erhdhen (Genehmigtes Kapi-
tal 2023).

Bei Barkapitalerhbhungen sind die neuen Aktien grundsatzlich den Aktionaren zum Be-
zug anzubieten; sie kdnnen auch von Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von
§ 186 Abs. 5 Satz 1 Aktiengesetz mit der Verpflichtung Ubernommen werden, sie den
Aktionaren zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermachtigt, mit Zustimmung
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionare nach Maligabe der folgenden Bestim-
mungen ganz oder teilweise auszuschliel3en,

a) um etwaige Spitzenbetrage von dem Bezugsrecht auszunehmen;

b) wenn die Kapitalerh6hung gegen Bareinlage erfolgt und der Ausgabebetrag der
neuen Aktien den Bdrsenpreis der bereits borsennotierten Aktien zum Zeitpunkt
der endgultigen Festlegung des Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschrei-
tet. Die Anzahl der unter Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG ausgegebenen Aktien darf insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht Uber-
schreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt
der Ausibung dieser Ermachtigung. Auf diese Begrenzung von 10 % sind neue
und bestehende Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die wahrend der Laufzeit
dieser Ermachtigung aufgrund einer anderweitigen Ermachtigung gemaf oder
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegeben oder veraulRert werden; ferner sind Aktien der Gesellschaft anzurech-
nen, die zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. zur Erfullung
von Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel- oder Optionsschuldver-
schreibungen oder Wandelgenussrechten ausgegeben werden bzw. noch aus-
gegeben werden kdnnen, soweit die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte
wahrend der Laufzeit dieser Ermachtigung in entsprechender Anwendung des
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aufgrund einer anderweitigen Ermachtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegeben werden;

c) wenn die Kapitalerhdhung gegen Sacheinlage erfolgt zur Gewahrung von Aktien
im Rahmen von Unternehmenszusammenschlissen oder zum Zweck des Er-
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werbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unterneh-
men oder sonstigen Vermogensgegenstanden, einschliellich Forderungen ge-
gen die Gesellschaft.

Der Vorstand ist ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten
der Kapitalerh6hung und ihrer Durchfiihrung festzulegen. Dabei kann die Gewinnberech-
tigung der neuen Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG ausgestaltet werden;
die neuen Aktien kdénnen insbesondere auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des
ihrer Ausgabe vorangehenden Geschaftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt
der Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversamm-
lung Uber den Gewinn dieses Geschaftsjahres noch nicht gefasst worden ist.

Der Aufsichtsrat ist ermachtigt, nach Ausnutzung des genehmigten Kapitals oder Ablauf
der Frist fur die Ausnutzung des genehmigten Kapitals die Fassung der Satzung ent-
sprechend anzupassen.

. VORSTAND

§ 4

Zusammensetzung; Beschliisse

Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Die Zahl der Vorstandsmit-
glieder und etwaiger stellvertretender Vorstandsmitglieder bestimmt der Aufsichtsrat.

Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder. Er kann einen Vorsitzenden oder Spre-
cher des Vorstands sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden oder Sprecher des Vor-
stands ernennen. Der Aufsichtsrat regelt die Geschaftsverteilung.

Beschliisse des Vorstands werden mit einfacher Stimmmehrheit der an der Beschluss-
fassung teilnehmenden Mitglieder des Vorstands gefasst.

Der Aufsichtsrat erlasst eine Geschaftsordnung fiir den Vorstand, die auch einen Katalog
von Geschaften enthalt, die der Vorstand nur mit vorheriger Zustimmung des Aufsichts-
rats vornehmen darf. Die Zustimmung des Aufsichtsrats kann in Form einer allgemeinen
Ermachtigung flr einen bestimmten Kreis der bezeichneten Geschéafte im Voraus erteilt
werden.

§5
Geschiéftsfiihrung und Vertretung der Gesellschaft

Die Mitglieder des Vorstands haben die Geschafte der Gesellschaft nach MalRgabe der
Gesetze, der Satzung sowie der vom Aufsichtsrat zu erlassenden Geschaftsordnung zu
fUhren.
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Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind meh-
rere Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglie-
der oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten.

Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass einzelne, mehrere oder alle Vorstandsmitglieder
allein zur Vertretung der Gesellschaft befugt sind. Der Aufsichtsrat kann weiter allgemein
oder fur den Einzelfall bestimmen, dass einzelne, mehrere oder alle Vorstandmitglieder
berechtigt sind, die Gesellschaft bei Rechtsgeschaften mit sich als Vertreter eines Dritten
zu vertreten.

Iv. AUFSICHTSRAT

§ 6

Zusammensetzung, Amtsdauer und Amtsniederlegung

Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern, die durch die Hauptversammlung gewahit
werden. Die Wahl erfolgt langstens fur die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversamm-
lung, die Uber die Entlastung fur das vierte Geschéaftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit
beschlielit. Hierbei wird das Geschaftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerech-
net.

Die Bestellung eines Nachfolgers eines vor Ablauf seiner Amtszeit ausgeschiedenen
Mitglieds des Aufsichtsrats erfolgt fir den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mit-
glieds, soweit die Hauptversammlung nichts Abweichendes bestimmt.

Mit der Bestellung eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatzmitglied be-
stellt werden, das Mitglied des Aufsichtsrats wird, wenn das Aufsichtsratsmitglied vor
Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet, ohne dass ein Nachfolger bestellt ist. Tritt ein Er-
satzmitglied an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds, so erlischt sein Amt mit Ende
der Hauptversammlung, in der eine Ersatzwahl stattfindet, spatestens jedoch mit Ablauf
der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds.

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer vierwdchigen Frist
auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Mitteilung an den Vorsitzenden des Vor-
stands und den Vorsitzenden des Aufsichtsrats — oder im Falle der Amtsniederlegung
des Vorsitzenden des Aufsichtsrats gegenliber dem Stellvertreter — niederlegen. Das
Recht zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberuhrt.

§7

Vorsitzender und Stellvertreter

Der Aufsichtsrat wahlt in der ersten im Anschluss an die Hauptversammlung ohne be-
sondere Einberufung stattfindenden Sitzung fur die Dauer seiner Amtszeit aus seiner
Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter.



7.2

8.1

8.2

9.1

9.2

10.1

10.2

Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, findet un-
verzuglich eine Neuwabhl fur die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen statt.

§ 8

Ausschiisse des Aufsichtsrats; Geschéftsordnung

Soweit das Gesetz es zulasst, kann der Aufsichtsrat ihm obliegende Aufgaben und Be-
fugnisse auf seinen Vorsitzenden, einzelne seiner Mitglieder oder auf die aus seiner
Mitte bestellten Ausschiisse Ubertragen. Gehort der Aufsichtsratsvorsitzende einem
Ausschuss als Ausschussvorsitzender an und ergibt eine Abstimmung im Ausschuss
Stimmengleichheit, so hat er, nicht aber sein Stellvertreter, bei einer erneuten Abstim-
mung Uber denselben Gegenstand, wenn auch diese Stimmengleichheit ergibt, zwei
Stimmen.

Im Ubrigen setzt der Aufsichtsrat im Rahmen von Gesetz und Satzung seine Geschafts-
ordnung selbst fest.

§9

Einberufung

Die Sitzungen des Aufsichtsrats beruft der Vorsitzende schriftlich, E-Mail oder mittels
sonstiger gebrauchlicher Kommunikationsmittel mit einer Frist von mindestens zwei (2)
Wochen unter Mitteilung des Ortes und der Zeit der Sitzung ein. Dabei werden der Tag
der Absendung der Einberufung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringen-
den Fallen kann der Vorsitzende die Frist bis auf drei (3) Tage abkurzen und die Sitzung
auch mundlich oder fernmundlich einberufen. Die Vorschriften des § 110 Abs. 1 und 2
des Aktiengesetzes bleiben unberinhrt.

Mit der Einberufung sind die Gegenstande der Tagesordnung mit Beschlussvorschlagen
mitzuteilen. Die zu den einzelnen Punkten der Tagesordnung erforderlichen Unterlagen
sind den Mitgliedern des Aufsichtsrats moglichst friihzeitig zu Gbersenden. Nach Ablauf
der Einberufungsfrist vorgenommene Ergdnzungen oder Anderungen der Tagesordnung
sind zulassig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats widerspricht. Der Widerspruch hat
unverzuglich zu erfolgen.

§ 10
Beschlussfassung

Beschlusse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Sitzungen des
Aufsichtsrats kdnnen auch in Form einer Videokonferenz durchgefuhrt werden oder ein-
zelne Mitglieder des Aufsichtsrats kdnnen im Wege der Videoubertragung zugeschaltet
werden.

AuBerhalb von Sitzungen kénnen auf Anordnung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats
schriftliche, fernschriftliche oder fernmindliche Beschlussfassungen oder Beschlisse
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durch elektronische Medien erfolgen. Solche Beschliisse werden vom Vorsitzenden
schriftlich festgestellt und allen Mitgliedern zugeleitet, wobei die Zuleitung auch per Te-
lefax, E-Mail oder anderen Mitteln der elektronischen Kommunikation erfolgen kann. Fur
Abstimmungen auf3erhalb von Sitzungen gelten die nachstehenden Bestimmungen ent-
sprechend.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn samtliche Mitglieder geladen sind und mindes-
tens die Halfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, jedoch nicht
weniger als drei, an der Beschlussfassung personlich oder durch schriftliche Stimmab-
gabe teilnimmt.

Abwesende Mitglieder kdnnen an der Beschlussfassung dadurch teilnehmen, dass sie
durch andere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimmabgaben oder Stimmabgaben in
Textform Uberreichen lassen.

Beschlusse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen
gefasst, soweit nicht das Gesetz oder diese Satzung etwas anderes bestimmen. Dies
gilt auch fur Wahlen. Bei Stimmengleichheit hat bei einer erneuten Abstimmung Uber
denselben Gegenstand, wenn auch sie Stimmengleichheit ergibt, der Vorsitzende des
Aufsichtsrats zwei Stimmen.

Uber die Sitzungen und Beschliisse des Aufsichtsrats sind Niederschriften anzufertigen,
vom Vorsitzenden der Sitzung oder bei Abstimmungen auflerhalb von Sitzungen vom
Leiter der Abstimmung zu unterzeichnen und allen Aufsichtsratsmitgliedern in Abschrift
zuzuleiten.

Soweit zur Durchfihrung von Beschlissen des Aufsichtsrats oder eines seiner Aus-
schisse Erklarungen abzugeben oder entgegenzunehmen sind, handelt der jeweilige
Vorsitzende fir den Aufsichtsrat.

§11

Satzungsidnderungen

Der Aufsichtsrat ist befugt, Anderungen der Satzung, die nur deren Fassung betreffen,
zu beschliel3en.

§12
Aufsichtsratsvergiitung

Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten nach Abschluss eines Geschaftsjahrs eine ange-
messene Vergutung, die durch Beschluss der Hauptversammlung festgestellt wird.

Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern ihre angemessenen Auslagen
und die auf ihre Vergltung entfallende Umsatzsteuer, falls sie diese gesondert in Rech-
nung stellen kdnnen und stellen.



12.3

141

14.2

15.1

15.2

Die Gesellschaft kann auf ihre Kosten zu Gunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine Haft-
pflichtversicherung abschlief3en, die die gesetzliche Haftpflicht fir Vermégensschaden
aus der Aufsichtsratstatigkeit abdeckt. Sie kann darlber hinaus eine Rechtsschutzversi-
cherung abschlieRen, die die im Zusammenhang mit der Aufsichtsratstatigkeit stehen-
den Risiken der Rechtsverfolgung und Rechtsverteidigung der Aufsichtsratsmitglieder
abdeckt.

V. HAUPTVERSAMMLUNG

§ 13
Ordentliche Hauptversammlung

Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht (8) Monate eines
jeden Geschaftsjahrs statt.

§ 14
Ort und Einberufung

Die Hauptversammlung wird vom Vorstand und in den gesetzlich vorgeschriebenen Fal-
len vom Aufsichtsrat einberufen. Sie findet am Sitz der Gesellschaft (Paderborn) oder in
einer anderen deutschen Stadt mit wenigstens 100.000 Einwohnern statt.

Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung
einzuberufen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag der Einberufung sind nicht
mitzurechnen. Im Ubrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften.

§15

Voraussetzungen fiir Teilnahme und Stimmrechtsausiibung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung sind diejenigen Aktionare berechtigt, die im
Aktienregister eingetragen und rechtzeitig angemeldet sind. Die Anmeldung muss der
Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfir mitgeteilten Adresse in Textform oder
auf einem von der Gesellschaft naher zu bestimmenden elektronischen Weg mindestens
sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen. In der Einberufung der Hauptver-
sammlung kann eine kirzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Die
Einzelheiten der Anmeldung werden zusammen mit der Einberufung der Hauptver-
sammlung in den Gesellschaftsblattern bekannt gemacht.

Der Vorstand kann bestimmen, dass die Aktionare an der Hauptversammlung auch ohne
Anwesenheit an deren Ort und ohne Bevollmachtigten teilnehmen und samtliche oder
einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation aus-
Uben kénnen (Online-Teilnahme) und/oder ihre Stimmen schriftlich abgeben dirfen
(Briefwahl). Der Vorstand kann das Verfahren der Online-Teilnahme und der Briefwahl
im Einzelnen regeln.
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Der Vorstand ist ermachtigt vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physische
Prasenz der Aktionare oder ihrer Bevolimachtigten am Ort der Hauptversammlung ab-
gehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Die Ermachtigung gilt fir die Abhaltung vir-
tueller Hauptversammlungen in einem Zeitraum von funf (5) Jahren nach Eintragung
dieser Satzungsbestimmung in die Handelsregister der Gesellschaft. Im Fall der virtuel-
len Hauptversammlung findet § 14 Absatz 1 Satz 2 der Satzung keine Anwendung

Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats an der Hauptversammlung kann in Ab-
stimmung mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates im Wege der Bild- und TonUbertra-
gung erfolgen, sofern das Aufsichtsratsmitglied seinen Wohnsitz im Ausland hat oder am
Tag der Hauptversammlung wegen der Wahrnehmung eigener Dienstgeschafte oder
aus sonstigen Grinden an der physischen Teilnahme an der Hauptversammlung verhin-
dert ist oder wenn die Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physi-
sche Prasenz der Aktionare oder ihrer Bevollméachtigten am Ort der Hauptversammlung
abgehalten wird. Die Entscheidung, in welcher Weise eine Bild- und Tonubertragung
erfolgt, trifft der Vorsitzende des Aufsichtsrats.

§ 16
Leitung und Ablauf

Die Leitung in der Hauptversammlung Gbernimmt der Aufsichtsratsvorsitzende, im Falle
seiner Verhinderung ein von ihm bestimmtes Mitglied des Aufsichtsrats. Andernfalls wird
der Versammlungsleiter von den vor Beginn der Hauptversammlung anwesenden Auf-
sichtsratsmitgliedern der Aktionare gewahlt.

Der Versammlungsleiter regelt den Ablauf der Hauptversammlung, insbesondere die
Reihenfolge der Verhandlungsgegenstéande und die Art der Abstimmung. Er kann sich
hierbei, insbesondere bei der Ausiibung des Hausrechts, der Unterstiitzung von Hilfs-
personen bedienen.

Der Versammlungsleiter ist ermachtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionare zeitlich
angemessen zu beschranken. Er ist insbesondere ermachtigt, fir das Rede- und Frage-
recht zusammengenommen einen zeitlichen Rahmen fur den ganzen Hauptversamm-
lungsverlauf, fir einzelne Tagesordnungspunkte und fur einzelne Redner zu setzen.

Der Versammlungsleiter ist ermachtigt, die vollstdndige oder teilweise Bild- und Ton-
Ubertragung der Hauptversammlung in einer von ihm néher zu bestimmenden Weise
zuzulassen. Die Ubertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Offentlichkeit
uneingeschrankt Zugang hat.

§17

Stimmrecht

Jede Stickaktie gewahrt eine Stimme.
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Das Stimmrecht kann durch Bevollmachtigte ausgelibt werden. AulRerhalb des Anwen-
dungsbereichs des § 135 AktG erfolgt die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der
Nachweis der Bevollmachtigung gegenliber der Gesellschaft in Textform oder auf einem
von der Gesellschaft in der Einberufung naher zu bestimmenden elektronischen Weg.
Die Einzelheiten fir die Erteilung dieser Vollmachten, ihren Widerruf und ihren Nachweis
gegenuber der Gesellschaft werden mit der Einberufung bekannt gemacht. Bevollmach-
tigt der Aktionar mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von
diesen zurlckweisen.

§ 18
Beschlussfassung

Beschlisse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit eine
Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des vertretenen Grundkapitals
gefasst, sofern nicht nach zwingenden gesetzlichen Vorschriften oder dieser Satzung
eine hohere Mehrheit erforderlich ist. Bei Stimmengleichheit gilt ein Beschluss als abge-
lehnt.

VL. JAHRESABSCHLUSS UND GEWINNVERWENDUNG

§ 19
Jahresabschluss

Der Vorstand hat, soweit gesetzlich vorgeschrieben, innerhalb der gesetzlichen Fristen
den Jahresabschluss und den Lagebericht fir das vergangene Geschaftsjahr aufzustel-
len und diese zusammen mit einem Vorschlag fur die Verwendung des Bilanzgewinns
unverzuglich dem Aufsichtsrat vorzulegen.

Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht des Vorstands und den Vor-
schlag fir die Verwendung des Bilanzgewinns unter Hinzuziehung des Abschlussprufers
der Gesellschaft zu prifen.

§ 20

Gewinnverwendung
Die Hauptversammlung beschlief3t Uber die Verwendung des Bilanzgewinns.
Die Gewinnanteile der Aktionare bestimmen sich nach ihren Anteilen am Grundkapital.

Im Falle der Erhéhung des Grundkapitals kann die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien
abweichend von § 60 Abs. 2 des Aktiengesetzes bestimmt werden.
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VIl. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 21

Griindungsaufwand

Die mit der Griindung der INTILION HUB GmbH (AG Paderborn, HRB 14157) verbun-
denen Kosten und Verkehrssteuern (Notar- und Gerichtsgebtlihren, Beratungshonorare,
Veroffentlichungskosten, Bankgebuhren) tragt die Gesellschaft bis zu einem Gesamtbe-
trag von € 3.000,00. Dartiber hinausgehende Kosten tragt der Griindungsgesellschafter.

Die durch die Grundung der INTILION Aktiengesellschaft im Wege des Formwechsels
entstehenden Kosten (Notar- und Gerichtsgebihren, Veréffentlichungskosten, Kosten
der Rechts- und Steuerberatung einschliellich der Kosten der Grindungsprifung, Kos-
ten der Gesellschafterversammlung) tragt die Gesellschaft bis zum Hochstbetrage von
€ 30.000,00.

Das Grundkapital wird in Héhe von € 400.000,00 (in Worten: Euro vierhunderttausend)
durch Formwechsel des bisherigen Rechtstragers des Vermogens und der Verbindlich-
keiten der Gesellschaft, der INTILION HUB GmbH mit Sitz in Paderborn (AG Paderborn,
HRB 14157), erbracht.

§ 22

Bekanntmachungen und Ubermittlung von Informationen
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bundesanzeiger verdffentlicht.

Die Gesellschaft kann Informationen an Aktionare der Gesellschaft im Rahmen des ge-
setzlich Zulassigen auch mittels elektronischer Medien tGbermitteln.
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	2.3 Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmen aller Art zu gründen, zu erwerben oder sich an ihnen zu beteiligen sowie Unternehmensverträge abzuschließen. Insbesondere ist die Gesellschaft berechtigt, den Unternehmensgegenstand selbst oder durch To...

	II.  Grundkapital und Aktien
	§ 3  Höhe und Einteilung des Grundkapitals
	3.1 Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt € 7.000.000,00 (in Worten: Euro sieben Millionen). Es ist eingeteilt in 7.000.000 (in Worten: sieben Millionen) auf den Namen lautende Stückaktien. Die Aktionäre haben der Gesellschaft zur Eintragung ins A...
	3.2 Die Form und den Inhalt von Aktienurkunden, etwaigen Gewinnanteils- und Erneuerungsscheinen bestimmt der Vorstand. Die Gesellschaft kann einzelne Aktien in Aktienurkunden zusammenfassen, die eine Mehrzahl von Aktien verbriefen (Globalurkunden).
	3.3 Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer jeweiligen Aktien und Gewinnanteile ist ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zulässig und eine Verbriefung nicht nach den Regeln einer Börse erforderlich ist, an der die Aktien zugelassen sind.
	3.4 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 27. März 2028 (einschließlich) durch Ausgabe von bis zu 3.500.000 neuer auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bareinlagen und/oder gegen S...
	Bei Barkapitalerhöhungen sind die neuen Aktien grundsätzlich den Aktionären zum Bezug anzubieten; sie können auch von Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 Aktiengesetz mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Akti...
	a) um etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht auszunehmen;
	b) wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlage erfolgt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet. Die Anzahl der...
	c) wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage erfolgt zur Gewährung von Aktien im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenst...

	Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Dabei kann die Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG ausgestaltet werden...
	Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach Ausnutzung des genehmigten Kapitals oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des genehmigten Kapitals die Fassung der Satzung entsprechend anzupassen.

	III.  Vorstand
	§ 4  Zusammensetzung; Beschlüsse
	4.1 Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Die Zahl der Vorstandsmitglieder und etwaiger stellvertretender Vorstandsmitglieder bestimmt der Aufsichtsrat.
	4.2 Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder. Er kann einen Vorsitzenden oder Sprecher des Vorstands sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden oder Sprecher des Vorstands ernennen. Der Aufsichtsrat regelt die Geschäftsverteilung.
	4.3 Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmmehrheit der an der Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder des Vorstands gefasst.
	4.4 Der Aufsichtsrat erlässt eine Geschäftsordnung für den Vorstand, die auch einen Katalog von Geschäften enthält, die der Vorstand nur mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrats vornehmen darf. Die Zustimmung des Aufsichtsrats kann in Form einer al...

	§ 5  Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft
	5.1 Die Mitglieder des Vorstands haben die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung sowie der vom Aufsichtsrat zu erlassenden Geschäftsordnung zu führen.
	5.2 Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Proku...
	5.3 Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass einzelne, mehrere oder alle Vorstandsmitglieder allein zur Vertretung der Gesellschaft befugt sind. Der Aufsichtsrat kann weiter allgemein oder für den Einzelfall bestimmen, dass einzelne, mehrere oder alle Vo...

	IV.  Aufsichtsrat
	§ 6  Zusammensetzung, Amtsdauer und Amtsniederlegung
	6.1 Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern, die durch die Hauptversammlung gewählt werden. Die Wahl erfolgt längstens für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der...
	6.2 Die Bestellung eines Nachfolgers eines vor Ablauf seiner Amtszeit ausgeschiedenen Mitglieds des Aufsichtsrats erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds, soweit die Hauptversammlung nichts Abweichendes bestimmt.
	6.3 Mit der Bestellung eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatzmitglied bestellt werden, das Mitglied des Aufsichtsrats wird, wenn das Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet, ohne dass ein Nachfolger bestellt ist...
	6.4 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer vierwöchigen Frist auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Mitteilung an den Vorsitzenden des Vorstands und den Vorsitzenden des Aufsichtsrats – oder im Falle der Amtsniede...

	§ 7  Vorsitzender und Stellvertreter
	7.1 Der Aufsichtsrat wählt in der ersten im Anschluss an die Hauptversammlung ohne besondere Einberufung stattfindenden Sitzung für die Dauer seiner Amtszeit aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter.
	7.2 Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, findet unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen statt.

	§ 8  Ausschüsse des Aufsichtsrats; Geschäftsordnung
	8.1 Soweit das Gesetz es zulässt, kann der Aufsichtsrat ihm obliegende Aufgaben und Befugnisse auf seinen Vorsitzenden, einzelne seiner Mitglieder oder auf die aus seiner Mitte bestellten Ausschüsse übertragen. Gehört der Aufsichtsratsvorsitzende eine...
	8.2 Im Übrigen setzt der Aufsichtsrat im Rahmen von Gesetz und Satzung seine Geschäftsordnung selbst fest.

	§ 9  Einberufung
	9.1 Die Sitzungen des Aufsichtsrats beruft der Vorsitzende schriftlich, E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmittel mit einer Frist von mindestens zwei (2) Wochen unter Mitteilung des Ortes und der Zeit der Sitzung ein. Dabei wer...
	9.2 Mit der Einberufung sind die Gegenstände der Tagesordnung mit Beschlussvorschlägen mitzuteilen. Die zu den einzelnen Punkten der Tagesordnung erforderlichen Unterlagen sind den Mitgliedern des Aufsichtsrats möglichst frühzeitig zu übersenden. Nach...

	§ 10  Beschlussfassung
	10.1 Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Sitzungen des Aufsichtsrats können auch in Form einer Videokonferenz durchgeführt werden oder einzelne Mitglieder des Aufsichtsrats können im Wege der Videoübertragung zugesch...
	10.2 Außerhalb von Sitzungen können auf Anordnung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats schriftliche, fernschriftliche oder fernmündliche Beschlussfassungen oder Beschlüsse durch elektronische Medien erfolgen. Solche Beschlüsse werden vom Vorsitzenden sc...
	10.3 Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder geladen sind und mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, jedoch nicht weniger als drei, an der Beschlussfassung persönlich oder durch schriftlich...
	10.4 Abwesende Mitglieder können an der Beschlussfassung dadurch teilnehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimmabgaben oder Stimmabgaben in Textform überreichen lassen.
	10.5 Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht das Gesetz oder diese Satzung etwas anderes bestimmen. Dies gilt auch für Wahlen. Bei Stimmengleichheit hat bei einer erneuten Abstimmung übe...
	10.6 Über die Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sind Niederschriften anzufertigen, vom Vorsitzenden der Sitzung oder bei Abstimmungen außerhalb von Sitzungen vom Leiter der Abstimmung zu unterzeichnen und allen Aufsichtsratsmitgliedern in Abs...
	10.7 Soweit zur Durchführung von Beschlüssen des Aufsichtsrats oder eines seiner Ausschüsse Erklärungen abzugeben oder entgegenzunehmen sind, handelt der jeweilige Vorsitzende für den Aufsichtsrat.

	§ 11  Satzungsänderungen
	Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur deren Fassung betreffen, zu beschließen.

	§ 12  Aufsichtsratsvergütung
	12.1 Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten nach Abschluss eines Geschäftsjahrs eine angemessene Vergütung, die durch Beschluss der Hauptversammlung festgestellt wird.
	12.2 Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern ihre angemessenen Auslagen und die auf ihre Vergütung entfallende Umsatzsteuer, falls sie diese gesondert in Rechnung stellen können und stellen.
	12.3 Die Gesellschaft kann auf ihre Kosten zu Gunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine Haftpflichtversicherung abschließen, die die gesetzliche Haftpflicht für Vermögensschäden aus der Aufsichtsratstätigkeit abdeckt. Sie kann darüber hinaus eine Recht...

	V.  Hauptversammlung
	§ 13  Ordentliche Hauptversammlung
	§ 14  Ort und Einberufung
	14.1 Die Hauptversammlung wird vom Vorstand und in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen vom Aufsichtsrat einberufen. Sie findet am Sitz der Gesellschaft (Paderborn) oder in einer anderen deutschen Stadt mit wenigstens 100.000 Einwohnern statt.
	14.2 Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung einzuberufen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag der Einberufung sind nicht mitzurechnen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften.

	§ 15  Voraussetzungen für Teilnahme und Stimmrechtsausübung
	15.1 Zur Teilnahme an der Hauptversammlung sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen und rechtzeitig angemeldet sind. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse in Textfo...
	15.2 Der Vorstand kann bestimmen, dass die Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausü...
	15.3 Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Die Ermächtigung gilt für die Abhaltung v...
	15.4 Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats an der Hauptversammlung kann in Abstimmung mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates im Wege der Bild- und Tonübertragung erfolgen, sofern das Aufsichtsratsmitglied seinen Wohnsitz im Ausland hat oder...

	§ 16  Leitung und Ablauf
	16.1 Die Leitung in der Hauptversammlung übernimmt der Aufsichtsratsvorsitzende, im Falle seiner Verhinderung ein von ihm bestimmtes Mitglied des Aufsichtsrats. Andernfalls wird der Versammlungsleiter von den vor Beginn der Hauptversammlung anwesenden...
	16.2 Der Versammlungsleiter regelt den Ablauf der Hauptversammlung, insbesondere die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände und die Art der Abstimmung. Er kann sich hierbei, insbesondere bei der Ausübung des Hausrechts, der Unterstützung von Hilfsper...
	16.3 Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen zu beschränken. Er ist insbesondere ermächtigt, für das Rede- und Fragerecht zusammengenommen einen zeitlichen Rahmen für den ganzen Hauptversammlun...
	16.4 Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zuzulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Öffentlichk...

	§ 17  Stimmrecht
	17.1 Jede Stückaktie gewährt eine Stimme.
	17.2 Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Außerhalb des Anwendungsbereichs des § 135 AktG erfolgt die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft in Textform oder auf ein...

	§ 18  Beschlussfassung
	Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des vertretenen Grundkapitals gefasst, sofern nicht nach zwingenden gesetzlichen Vorschriften oder dieser Satzun...

	VI.  Jahresabschluss und Gewinnverwendung
	§ 19  Jahresabschluss
	19.1 Der Vorstand hat, soweit gesetzlich vorgeschrieben, innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss und den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und diese zusammen mit einem Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewin...
	19.2 Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht des Vorstands und den Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns unter Hinzuziehung des Abschlussprüfers der Gesellschaft zu prüfen.

	§ 20  Gewinnverwendung
	20.1 Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des Bilanzgewinns.
	20.2 Die Gewinnanteile der Aktionäre bestimmen sich nach ihren Anteilen am Grundkapital.
	20.3 Im Falle der Erhöhung des Grundkapitals kann die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 des Aktiengesetzes bestimmt werden.

	VII.  Schlussbestimmungen
	§ 21  Gründungsaufwand
	21.1 Die mit der Gründung der INTILION HUB GmbH (AG Paderborn, HRB 14157) verbundenen Kosten und Verkehrssteuern (Notar- und Gerichtsgebühren, Beratungshonorare, Veröffentlichungskosten, Bankgebühren) trägt die Gesellschaft bis zu einem Gesamtbetrag v...
	21.2 Die durch die Gründung der INTILION Aktiengesellschaft im Wege des Formwechsels entstehenden Kosten (Notar- und Gerichtsgebühren, Veröffentlichungskosten, Kosten der Rechts- und Steuerberatung einschließlich der Kosten der Gründungsprüfung, Koste...
	21.3 Das Grundkapital wird in Höhe von € 400.000,00 (in Worten: Euro vierhunderttausend) durch Formwechsel des bisherigen Rechtsträgers des Vermögens und der Verbindlichkeiten der Gesellschaft, der INTILION HUB GmbH mit Sitz in Paderborn (AG Paderborn...

	§ 22  Bekanntmachungen und Übermittlung von Informationen
	22.1 Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bundesanzeiger veröffentlicht.
	22.2 Die Gesellschaft kann Informationen an Aktionäre der Gesellschaft im Rahmen des gesetzlich Zulässigen auch mittels elektronischer Medien übermitteln.


